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a) Anrvendungsbereich einer Konmunalsteuer auf
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erne rechtsformunabhängige Unternehmens-

besteuerung

d) Vermeidung von Doppeibelastungen bei

D iv id endeneinkünften

e) Erhebung der kontmunalen Einkomnenstel rer

in Quel lenabzugsverfahren (Lohnsteuer/Kapi ta l -

er t ragsteuer)

f )  Zer legung des Steueraufkomtrens
?  7 r  r c r m n r e n f a q c l t n d

Ausbl ick

Kommunale Einkommen- und Körperschaftsteuer
- Zugleich ein Beitrag zur Bedeutung des Aquivalenzprinzips für die

Ausgestaltung kommunaler Steuern -

Priv . -Doz.  Dr .  JOHANNA I IEY,  Univers i tä t  zu Köln

l n h a l t s u b e r s l c h t

I .  Reformbereitschaft als Reformvoraussetzung

Die  Kr i t i k  an  der  Geu-erbes teuer  i s t  Leg ion l .  An  Vor -

schldgen zu ihrer Reform, Abschaffung und Ersetzung

hat es in der Vergangenheit nie geieh1t2. Auch das Bun-

desverfassungsgericht ist mehrfach gegen die Gerver-

besteuer angerufen \, \ ' 'orden3. Stets ohne Erfolg. Nicht

daß die Gewerbesteuer in den letzten Jahren von ein-

schneidenden Anderungen verschont gebl ieben wäre.

So is t  se l t  1998 d ie  Ger te rbekap i ta ls teuer  abgeschaf f t r ;

se i t  2001 w i rd  d ie  Gewerbes teuer  pauscha l  au f  d ie  E in -

kommensteuer angerechnet5. Docl-r die Forderlrng

nach grundJegender Reform rst bisher zuverlässig: arl l

erbit terten Widerstand der um ihre Finanzautonomle

für 'chtenden Kommunen gescheitert.  Lange schien es,

als sei die Befassung mit der Reform der Gewerbe-

steuer zu einem Selbstz' ,veck gervorden.

Die Situation hat sich gewandelt.  Durch al le Parteien

zieht sich nun die Forderung nach einer Ref orm der Ge-

nreindefinanzen6.Zwar hat nicht bessere Einsicirt  in die

1 Zun" i  Überbl ick über dre Kr i t ikpunkte im einzelnen W. Ri l -

t e r i n  FS  H .  \ 4 / .  Kn rse ,2001 ,  S .  457  (462  f f . ) ;  zu r  K r t t i k  am

äquivaler-rztheoret ischen Rechtf  er t igungsansatz K.  T ipke'

S teue r rech t so rdnung  {S tRO) ,  Bd .  I 1 ,  S .  B2B  f f ;  f e rne r

M. Jachmann, Steuergesetzgebung zrv ischen Gleichhei t

und  r v i r t s cha f t l i che r  F re i he i t ,  2000 ,  S .  111  f f . ;  d i es . ,  BB

2OOO,  1432  f f . ;  R .  \ 4 rend l : ,  HS IR  IV ,  $  104  R2 .  66 ;  de rs ,

BB  1987 ,  1 .257  f . f . ;  A .  Ka t z ,  DöV  2000 ,235  (239 ) ;  \M .  K lo t z

i n  FS  H .  F l i c k ,  1997 ,  S  15  f f , ;  Ka r l 'B röue r - l ns l i l u l  des  Bun -

r ies der Steuerzahler ,  Abbau und Ersatz c ler  Gerverbe-

s teue r .  1984 .  S .  16  f f .

2 Vgl .  etwa /n.St .  FuSl ,  \ /orschläge zur rvei teren Struktur-

ve rbesse rung  de r  Ge t ' e rbes teue r ,  B r i e f  208 ,  1981 ;  W is . s -

Beira l  beint  BA4F, Cutachten zur Reforrn der Gemeinde-

s teue rn  i n  de r  BRD,  B \ ' l F -Sch r i f t en re rhe  He f t  31  (1982 ) ;

Ka r l -B roue r - l ns l i l u l  {FN  1 ) ;  lV .  Sche r l ,  Pe rspek t i ven  de r

komnruna len  Bes teue rung ,  i n  N .  Ande l  (H rsg  ) ,  P rob leme

de r  Ko rnmuna l l i nanzen ,  2001 ,  S .  I  f f . ;  s .  f e rne r  d i e  Nachw .

i n  F N  7 2  b i s  8 1 .
3  Das  BVe r fG  r ve i ch t  de r  Sachen tsche idung  aus ,  i nden l  es

R i< :h te r vo r l agcn  und  \ / e r f assungsbeschwerden  be r  e t t s  t n

der Zulässigkeit scheitern Iäßt; s. aus jüngerer Zeit die als
unzr. i lässig verworfenen (BVerfC v. 5.5.1998 - 1 BvL 23,
'24 /97 ,BB 1998,  1292 =  SIRK GG Ar t  i00  R.  29 ;  BVer fG
v .  1 7 . 1 1 . 1 9 9 8  -  1  B v L  1 0 i 9 8 ,  B S t B l .  I I  1 9 9 9 , 5 0 9  =  S I R K
GG Art. 3 GervSt R. 18) Vorlagebeschl. des Nds. FG
v.  23 .7 .1 .997 -  IV  317/91 ,  BB 1997,  Be i lage 16 ,  und
v .  24 .6 .1998 -  lV  317 l91 ,  FR 1998,  1041;  fe rner  d ie  durch
Kammerbeschl. v. L4.2.2001 - 2 BvR 460/93, NJW 2001,
1  853 =  SIRK EStG 1975 0  1B Abs.  1  R.  73a,  und v .  14 .2 .2001
-  2  BvR 1488/33 ,  NJW 2001,  1854 =  SIRK GetvStG 1978
g 2 Abs. 1 GernBetr. R. 40, veru,orfenen Verfassungsbe-
schrverden.

4  Zum 1 .1 .1998 durch  Cesetz  zur  For tse tzung der  Unter -
nehmenss teuer re fo rm v .  29 .10 .1997,  BGBI .  I  1997,  2590.

5  $  35  EStG,  e ingeführ t  zum 1 .1 .2001 durch  das  Steuersen-
k u n g s g e s e t z  v . 2 3 . 1 0 . 2 0 0 0 ,  B G B I .  I  2 0 0 0 ,  1 4 3 3 .

6  S.  d ie  Ant räge der  CDU-Frak t ion  v .  13 .11  2001,  BT-
Drucks .  74 /1442 i  der  Frak t ronen der  SPD und Bündn is
90/DIE GRUNEN v .22 .1 .2002,  BT-Drucks .  14 /8025;  der
FDP-Fraktion v. 7.11..2001., BT-Drucks, 14/7326 und der
PDS-Frak t ion  v .  15 .1 .2002,  BT-Drucks .  14 /7993.



,r-
f
l

StrW 4/2002

Gerechtigkeitsdefjzite den Umschwung bewirkt, ver-

antwortlich sind vielmehr die Einbrüche des Gewerbe-

steueraufkommensT. Doch ist Finanznot eine durchaus
verläßliche Reformlokomotive. So hat der Bundesfi-
nanzminister mittlerweile eine Kommission zur Reform

der Gemeindefinanzen eingesetzt. Selbst die Kommu-
nalverbände signalisieren Reformbereitschafts. Schon
der ungelösten Finanzprobleme der Kommunen wegen
wird das Thema auch die Bundestagswahl überdauern.

Gleichwohl müssen am Gelingen der Reform schon
heute Zweifel angemeldet werden. Mögen leere Kas-
sen auch häufig Ursache von Steuerrechtsänderungen
sein, so münden sie doch selten in eine durchdachte
Steuerarchitektur. Die Redewendung' vom,,Stopfen"
von Haush.,altslücken charakterisiert das Produkt der
aus Finanziiot geborenen Anderungen leider allzu zu-
treffend. Dieser Gefahr ist auch die Gemeindefinanzre-
form ausg:esetzt. Die Zeit drängt ganz besonders, weii
die Kommunalhaushalte weniger Flexibilität aufwei-
sen als der Bundeshaushalt. Um so wichtiger ist es, die
Diskussion frühzeitig zu versachlichen, die rechtlichen
Rahmenbedingungen einer Reform abzustecken, Re-
formvorschläge auf gleichheitsrechtliche Qualität, sy-
stematische Folgerichtigkeit und Umsetzbarkeit zu
überprüfen.

Deshalb soll im folgenden nach einer Übersicht über
die Grundlinien des derzeitigen Gemeindesteuer-
systems (Abschnitt II) kurz auf die Gründe für eine
Reform der Gewerbesteuer (Abschnitt III) eingegangen
werden, um sodann die (finanz-)verfassungsrecht-
Iichen und steuersystematischen Rahmenbedingungen
für die Einführung und Ausgestaltung neuer Gemein-
desteuern zu erörtern (Abschnitt IV). Anhand des Vor-
schlags einer kommunalen Einkommen- und Körper-
schaftsteuer werden diese Gestaltungsmaximen kon-
kretisiert (Abschnitt V, VI).

II. Überblick über das derzeitige
Gemeindesteuersystem

Die Steuerfinanzierung der Gemeinden stellt sich der-
zeit wie folgt dar:
- Den Gemeinden ist gemäß Art. 1,06 Abs, 6 Satz 1 GG

das Aufkommen aus der Grund- und Gewerbesteuer
zugewiesen. Von letzterem fließt allerdings über die
Gewerbesteuerumlage ei.n Anteil von 22 7os an Bund
und Länder (Q 6 Gemeindefinanzreformgesetz).

- An der Einkommensteuer sind die Gemeinden
gemäß Art. 106 Abs. 5 GG beteiligt, und zwar in
Höhe von 15 % an der veranlagten Einkommen-
steuer und Lohnsteuer, die auf das jeweilige Bun-
desland entfällt, und in Höhe von 72 Yo am Zinsab-
schlag ($ 1 Gemeindefinanzreformgesetz). Die Auf-
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teilung auf die einzelnen Gemeinden erfolgt über
sog. Schlüsselzahlen nach Maßgabe der Steuerlei-
stung der Gemeindebürger. Aufgrund der Decke-
Iung des Verteilungsschlüssels des Einkommensteu-
erantei ls durch Sockelgrenzen von 25.750/51.500 €
kommt es jedoch zu einer Nivellierung der Steuer-
kraftunterschlede zwischen einzelnen Gemeinden
($ 3 Abs, 1 Satz 4 Gemeindefinanzreformqesetz)r0.
Hat der einzelne Steuerpflichtige über die Sockel-
grenzen hinausgehende Steuerleistungen erbracht,
wird dies bei der Zuweisung des Einkommensteuer-
anteils nicht berücksichtigt.

- An der Umsatzsteuer sind die Gemeinden gemäß
Art. 106 Abs. 5a GG derzeit zt 2,2 oÄ betei l igt.

- Des weiteren ist den Gemeinden regelmäßig durch
Landesrecht die Kompetenz und das Aufkommen
der örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern
(Art.  105 Abs, 2a GG) übertragenll .

Hauptsteuerquellen der Gemeinden sind die Gewerbe-
steuer und der Anteil an der Einkommensteuer. Dabei
entsprach im Jahr 2000 das den Gemeinden zuste-
hende Gewerbesteueraufkommen (42,1 Mrd. DM)f in
etwa dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
(45 ,4  Mrd .  DM)" .

III. Notwendigkeit der Reform der Gewerbesteuer

Nachdem es über Jahrzehnte irotz der Kritik an der Ge-
werbesteuer keine Reformbereitschaft gab, sind nun-
mehr in erster Linie haushaltspolitisclie Gründe dafür
verantwortlich, daß die Gewerbesteuer poiiti.sch auf
den Prüfstand kommt. Darüber hinaus ist eine Reform
der Gewerbesteuer auch aus verlossungsrechtlichen
Gründen geboten.

1. Haushaltspolitischer Reformbedarf

Die Anknüpfung der Gewerbesteuer allein an die Ein-

künfte aus Gewerbebetrieb bietet den Kommunen
keine ausreichend große Bemessungsgrundlage. Der
gewerbliche Gewinn ist stark von konjunkturelien
Schwankungen abhängig. Zudem schlagen Anderun-
gen bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage von

Einkommen- und Körperschaftsteuer auf die Gewerbe-
steuereinnahmen durch, was den Gesetzgeber dazu
verleitet, Gewerbesteuerausfälle durch unsystemati-
sche Erweiterungen der gewerbesteuerrechtlichen
Bemessungsgrundlage zu kompensieren. Vor diesem

Hintergrund sind etwa die Wiedereinführung der Ge-

werbesteuerpflicht körperschaftsteuerbefreiter Streu-

besitzdividenden ($ B Nr. 5 GewStG i.d.F. des UntStFGla)

oder der Ausschluß der Mehrmütterorganschaft
($ 2 Abs. 2 Satz 3 GewStG i.d.F. des UntStFG) zu se-

Hey, Kommunale Einkommen- und Körperschaftsteuer

7 Hierzu z.B. E. Münstermonn. ZKF 2002.98 ff  .
8 S. Protokoll Nr. 136 der Öffentlichen Anhörung im Fi-

nanzausschuß des Deutschen Bundestages am 12.6.2002,
wo sich insb. der Deutsche Städte- und Gemeindebund
reformbereit zeigt (S. 59 ff.); zurückhaltender der Deut-
sche Städtetag (S. 49 ff.); s. auch ders., ZKF 2002, 1,46ff .

9 Ansteigend bis 2004 auf knapp 28 %.
10 Krit .  hierzu Der Wiss. Beirat beim BMF (FN 2), S. 114;

W. Sc.herl in N. Andel (FN 2), S. 12,

11 S.  z,B.  Art .  79 Verf .  Nordrheln-Westfa len.
12 Gewerbesteueraufkommen abzüglich Gewerbesteuer-

umlage.
13 Stat is t isches Jahrbuch 2001, S.532;  s.  auch W. Scher l

in N.  Andel  (FN 2),  S.  14.
1 4 Unternehmenssteuerf ortentwicklungsqe setz v . 2O. 1'2.2OO 1,

BGBI .  I  2001 ,  3858 .
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hen15. Derartige punktuelle Eingriffe sind steuersyste-
matisch regelmäßig verfehlt und gleichheitsrechtlich
bedenklich. Sie stelien keine Lösung des Problems der
vom Grundsatz ller zu schmalen Bemessungsgrund-
lage dar.

2. Veriassungsrechtlicher Reiormbedarl

Mindestens ebenso schwer wie die fiskalische Un-
zulänglichkeit wiegen die verfassungsrechtlichen
Zweifel. AIs einseitige Zusatzbelastung gewerblicher
Einkünfte ist die Gewerbesteuer dem Vorwurf der
Glej.chheitssatzwidrigkeit ausgesetztl5. Zwar hat das
Bundesverfassungsgericht trotz der ihm hierzu in den
letzten Jahren mehrfach gebotenen Gelegenheit die
VetTassungsmäßigkeit der Gewerbesteuer bisher nicht
beanstandetlT. Einer Entscheidung in der Sache ist es
dabei jedoch - vielleicht aus gutem Grund - ausgewi-
chen, so daß weder das in jüngerer Zeit veränderte
tatsächliche Erscheinungsbild gewerblicher Tätigkeit
berücksichtigt worden ist noch die massiven gesetz-
geberischen Eingriffe des letzten JahrzehntslB.

Die Gewerbesteuer ist nicht nur eine Sondersteuer ge-
werblicher Einkünfte, sie erfaßt auch Gewerbebetriebe
nur sehr selektiv und ungleichmäßig, indem über die
Freibeträge und Meßzahlenstaffelung des Q 11 GewStG
ein Großtei] der Personenunternehmen ausgienommen
wird. Seit langem ist die Gewerbesteuer eine Sonder-
steuer ertrcgsstarker Personenunternehmen und Kapi-
talgeseilschaflen. Durch das Steuersenkungsgesetzls
hat sich der Charakter der Gewerbesteuer nochmals
verändert. Auch wenn der Kreis der gewerbesteuer-
pflichtigen Unternehmen nicht angetastet wurde, wird
die Gewerbesteuer durch die einseitig nur Personen-
unternehmen gewährte pauschale Anrechnung auf die
Einkommensteuer ($ 35 ESIG) nun materieli zu einer
kommunalen Sondersteuer für Kapitalg esellschaften.

Die einseitig nur Personenunternehmen gewährte An-
rechnung der Gewerbesteuer dient der Abmilderung
der Spreizung zwischen dem 25"Äigen20 Körper-
schaftsteuersatz und dem weiterhin deutlich höheren
Einkommensteuerspitzensatz. Diese Annäherung der
Belastung von Personenunternehmen und Kapitalge-
sellschaften wird als Versuch oewertet. die Anforde-
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rungen des verfassungsrechtlichen Gebots der Rechts-
formneutralität2l zu erfüllen22. Gleichzeitig wird in der
Literatur aber auch die Verfassungsmäßigkeit von $ 35
ESIG massiv angezweifelt23. Daher muß mit Verfas-

sungsbeschwerden oder einer Vorlage nach Art. 100
Abs. 1 GG - wie sie bereits bezüglich der Vorläufer-

vorschrift 0 32c ESIG anhängig ist2a - gerechnet wer-

den. Dieser unsichere verfassungsrechtliche Status der

Gewerbesteueranrechnung erhöht die Dringlichkeit

der Reform der Gewerbesteuer.

Gerechtfertigt werden kann die Gewerbesteuer als

Sonderbelastung gewerblicher Unternehmen weder

mit einer besonderen Beziehung zwischen Kommune

und Gewerbebetrieben noch mit den besonderen La-

sten, die Gewerbebetriebe für den Kommunalhaushalt
verursachen. Steuern sind Geldleistungen ohne Ge-

genleistungen. Als oligemeine Deckungsmittel sind sie

zur Finanzierung ailer Ausgaben der Gemeinde be-

stimmt. Auch für den Gemeindehaushalt gilt der

Grundsatz der Gesamtdeckung2s. Es Iäßt sich nicht fest-

stellen, daß die mit den Gewerbesteuereinnahmen fi-

nanzierten Ausgaben der Kommunen in besonderem
Maße Gewerbebetrieben zugute kämen. So sind die

Gemeindehaushalte zu einem Großteil mit Sozialhilfe26

und allgemeinen Infrastrukturleistungen belastet, die

allen Gemeindebürgern zugute kommen,

3. Chancen und Probleme einer Abschalfung der
Gewerbesteuer

Bevor über die Abschaffung der Gewerbesteuer nach-
gedacht wird, muß man sich über die Folgewirkungen
eines derartigen Eingriffs in das derzeitige Steuerge-
füge klar werden.

Augenfällig ist der Vereinfachungseffekt, nicht nur

durch den Wegfall der Ermittlung einer eigenständigen
gewerbesteuerllchen Bemessungsgrundlage, sondern

vor allem, weil ohne eine auf gewerbliche Einkünfte

beschränkte Zusatzbelastung die Einkunftsartenab-
grenzung innerhalb der Einkommensteuer massiv an

Bedeutung verlöre. Auch die in der kurzen Zeit ihrer

Wirksamkeit bereits a1s äußerst kompliziert enttarnte2T
pauschale Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Ein-

kommensteuer ($ 35 EStG) würde obsolet.

Hey, Kommunale Einkommen- und Körperschaftsteuer

15 S. ferner Gewerbesteuerpflicht der Veräußerung/Auf-
gabe von Anteilen an Mitunternehmerschaften durch
Körperschaften, $ 7 Satz 2 GewStG i.d.F des UntStFG;
Einschränkung der Organschaft unter Beteihgung von
Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen, 0 14

Abs. 3 KSIG i.d.F des SteuerverkürzungsbekämpfungsG.

22 J. Lang in Tipke/Lang17, Steuerrecht, $ 9 Rz. 753.
23 Z.B. D. Gosch in Kirchhof2, KompaktKommentar, $ 35

ESIG Rz. 2; J. Hey, FR 2001, 870 (875 ff . . \ ;  M. Jachmann'
BB 2000, 1432 (1435); J . Sigloch, StuW 2000, 160 ( 168); im
Hinblick auf die Finanzverf assung J. Hidien' BB 2000' 485
(487\;W. Schön, StuW2000, 151 (156); a.A. J. Thiel '  StuW

2000, 413 (4r7 L).
24 BF}{v.24.2.1999 - X R 171196, BStBl. i l  1999' 450 ff  =

SIRK EStG 1975 A119. R. 154.
25 G. Schwarlrng, Kommunale Steuern' 1999' S 56; alig.

hierzu Schmidt-Bleibtreu/Kle.ine, Art 110 GG R2 15.
26 S. etwa den Verwaltungshaushalt 1999 der Stadt KöIn, in

dem rd. 30 % der Einnahmen für den Bereich Soziale Si-
cherung verausgabt wurden, während nur rd. 10 % in den
Bereich Öffentliche Einrichtungen und Wirtschaftsförde-
rung und rd. 6 l" in den Bereich Bau- und Wohnungs-
wesen und Verkehr flossen.

27 VgL. hierzu nur Herzig/Lochmonn, DB 20O0, 7728 ff .;
L. Korezki j ,  BB 2001,333 ff .  (3Bg ff .) ;  G. Sölf ing, DB 2000,
688 ff .

1 6
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21.

Einhellig die in FN 1 zitierte Literatur.
S. die Nachw. oben in FN 3.
M. Jachmann, NJW 2001, 1840 f . ,  d ie deshalb davon aus-
geht, daß das letzte Wort in Sachen Verfassungsmäßig-
keit der Gewerbesteuer noch nicht gesprochen sei.
Gesetz v.  23.1,0.2000, BGBI.  I  2000, 1433,
Bzw. 26,5 % für das Jahr 2003 (vorübergehende Erhöhung
zur Finanzierung der Kosten der Flutkatastrophe, Flut-

opfersolidaritätsgesetz v. 26.8.2O02, BGBI. i 2002, 3651).

Dabei ist allerdings umstritten, ob Art. 3 Abs. 1 GG ein

Gebot der Rechtsformneutraiität zu entnehmen ist, in

diese Richtung BVerfG v.  10.11.1999 -  2 BvR 286l /93,

BVerfGE 101,157 ff . = StRK GG Art. 3 USt R. 37 (Schwarz-

waldklinik).
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Die ganze Tragweite der Gemeindefinanzreform wird
jedoch erst dann deutlich, wenn man sich vor Augen
hält, daß einer Abschaffung der Gewerbesteuer je-

denfalls wenn das Ziei zumindest annähernd rechts-
formneutraler Besteuerung nicht aufgegeben werden
soll - eine erneute Reform der Unternehmensbesteue-
rung folgen muß mit tiefgreifenden Anderungen des
Einkommen- und Körperschaftsteuerrechts. Seit der
Unternehmenssteuerreform 2000 ist die Gewerbe-
steuer integraler Bestandteil einer annähernd rechts-
formneutralen Tarifgestaltung. Erst in der Kombination
von Körperschaftsteuer (25 %\ und Gewerbesteuerzu-
satzbelastung bei gleichzeitiger pauschaler Anrech-
nung der Gewerbesteuer bei Personenunternehmen
gemäß $ 35 ESIG wird die Belastung von Körperschaf-
ten (ca. 3E,%) der Belastung von Personenunterneh-
men im Einkommensteuerspitzensatz (2002-2005:
48,5-42 %) angenähert. Gleichzeitig läßt sich durch die
Aufteilung der Steuerbelastung auf zwei Steuern das
wahre Ausmaß der Gesamtsteuerbelastung kaschie-
ren. Dies ermöglicht den niedrigen Körperschaftsteuer-
satz von 25 'Ä rnit erheblicher Siqnalwirkunq für aus-
ländische Investoren.

In der unglücklichen Verquickung der Gewerbesteuer
mit dem unbewäitigten Problem des Dualismus der Un-
ternehmensbesteuerung liegt eine der Haupthürden
der Reform bzw. Abschaffung der Gewerbesteuer.
Wird bei unveränderten Einkommen- und Körper-
schaftsteuersätzen die Gewerbesteuer abgeschafft, so
muß man sich erneut mit den in der Unternehmens-
steuerreform 2000 nicht bewältigten Grundsatzfragen
der Ausgestaltung der Unternehmensbesteuerung be-
fassen.

Dem Finanzpolitiker drängt sich vor aliem ein Folge-
problem auf: Eine ersatzlose Abschaffung der Gewer-
besteuer kommt - unabhängig von etwaigen verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben - bereits angesichts der
Abhängigkeit der Gemeinden von den Einnahmen aus
der Gewerbesteuer28 nicht in Betracht. Dies zwingt zur
Suche nach alternativen Steuerguellen der Kommu-
nen.

IV. Verf assungsrechtliche Rahmenbedingungen
einer Neuordnung der Gemeindefinanzen

Von großer Bedeutung für das Gelingen der Gemein-
definanzreform ist die Analyse der verfassungsrecht-
lichen Vorgaben. Dabei muß jedoch nach der Qualität
der verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen dif-
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ferenziert werden. Nicht alle verfassungsrechtlichen
Vorgaben haben denselben Stellenwert, dies gilt na-
mentlich für die Vorgaben der Finanzverfassung2e. Die
Einführung eines ökonomisch rationalen und gerech-
ten Gemeindefinanzsystems sollte politisch so breit
konsentiert sein, daß gegebenenfalls die für eine Ver-
fassungsänderung benötigte Zweidrittelmehrheit zu-
stande kommt (Art. 79 Abs. 2 GG). Eine Gemeindefi-
nanzreform, die sich von vornherein mit den finanzver-
f assungsrechtlichen Kompromissen der Vergangenheit
belastet, muß Stückwerk bleiben. Vorrangiges Ziel
muß die Herstellung einer gieichheitssatzkonformen
und entscheidungsneutralen Besteuerung der Bürger
sein. Die Noiwendigkeit einer gerechten Verteilung
des Steueraufkommens zwischen den einzelnen Steu-
ergläubigern kann eine Ungleichbehandlung der vom
Steuereingriff betroffenen Bürger nicht rechtfertigen.
Die Verteilungsfrage - so wichtig sie ist - ist der ge-
rechten Ausgestaltung des Besteuerungseingriffs nach-
geordnet3o.

1. Staatsorganisationsrechtliche Rahmenbedingungen

a) Kommunole Selbstve rwaltungsgarantie

In Art. 28 Abs. 2 GG ist die kommunale Selbstverwal-
tung verfassungsrechtlich garantiert. Ob sich hieraus
auch Vorgaben für die Ausgestaltung des gemeind-
Iichen Steuersystems ergeben, ist zweifelhaft. Unter-
schieden werden muß zunächst zwischen den die
Selbstver.waltungsgarantie konstituierenden Kern-
kompetenzen und deren Randbereichen3l. Nur der
Kernbestand ist verfassungsrechtlich besonders ge-
schützt. Zum Kernbestand kommunaler Selbstverwal-
tung gehört zwar die kommunale Finanzautonomie32
und eine ausreichende Finanzausstattung33. Dieser An-
spruch auf adäquate Ausstattung mit den zur Auf-
gabenerfüllung erforderlichen Mitteln richtet sich nach
herrschender Auffassung jedoch nicht gegen den
Bund, sondern nur gegen die Länder3a, denen die Ge-
meinden staatsorganisatorisch eingegliedert sind. We-
der läßt sich Art. 28 Abs. 2 GG ein Steuererfindungs-
recht entnehmen, noch eine Garantie der Gewerbe-
steuer3s. Die Gemeinden sind in Art. 105 GG nicht er-
wähnt. Das derzeit von ihnen wahrgenommene Steuer-
erfindungsrecht ist ein abgeleitetes Recht der Länder,
das sich auf Art. 105 Abs. 2a GG stützt und auf örtliche
Verbrauch- und Aufwandsteuern beschränkt ist, so-
weit sie nicht bundesgesetzlichen Steuern gleichartig
sind.
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28 2000: 52,875 Mrd. DM, 2001: 52 Mrd. DM (brutto).
29 Zulr' Streit, ob die Art. 105 ff. GG neben Kompetenz- und

Verteilungsvorschriften auch inhaltliche Vorgaben für die
Zusammensetzung des Steuersystems und die inhaittiche
Ausgestaltung einzelner Steuern enthajten, K. Tipke,
stRo, Bd, I I I ,  1993, S. 10BB ff .
J. Lang in Tipke/Lang (FN 22), 0 3 Rz, 5.
H- Mohl, KSIZ 2002,28 (29).
Wiss. Beirot beim BMF (FN 2), S. 23.
Schmidt-Bleibtreu/Klein (FN 25), Art. 28 GG Rz. 9b;
W. Weiß, ZKF 2001,,26 (27).
K-A. Schwarz, ZKF 1999, 266 (268); S. Mückj, Finanzver-
fassungsrechtlicher Schutz kommunaler Selbstverwal-

tung,  1998,  S .70 .
35 J. Lang in Tipke/Lang (FN 22), $ 3 Rz. 35; K. ?ipke (FN

29), S, 107; W. Weiß, ZKF 2001,26 (27)i Chr. Flach,Kom-
munales Steuererfindungsrecht und Kommunalaufsicht,
1998, S. 28 f .; P. Tettinget in v. Mangoldt/K1ein/Starcka,
Bd. 2, Art. 28 GG Rz. 250; a.A. H. Meyer, Die Finanzver-
fassung der Gemeinden, 1969, S. 60 f.; H. Mohl, Die Ein-
führung und Erhebung neuer Steuern aufgrund eines
kommunalen Steuererfindungsrechts, 1992i ders., KSLZ
2002, 28 (29). Andererseits ist aber H. Zitzdsberger,
Grundlagen der Gewerbesteuer, 1990, 5,221" f  . ,  zuzrt-
stimmen, daß eine reine Finanzierung durch Zweckzrt-
weisungen der Finanzautonomie nicht Genüge tut.

30
3 1
32
33

34



3 1 8

Auch im Rahmen einer Gemeindefinanzreform sollten
die Kommunen nicht mit einem eigenen Steuererfin-
dungsrecht ausgestattet werden. Wenn schon in der
Abstimmung der Kompetenzen zwischen Bund und
Ländern nach Art,  72 Abs. 2, 105 Abs. 2 GG zugunsten
der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse die Steuer-
gesetzgebungskompetenz der Länder hinter der des
Bundes zurücktritt, so muß dies erst recht gelten im
Verhältnis zu den Kommunen36. Bei der Ausübung der
- regelmäßig auf die Kommunen delegierten - Kompe-
tenz der Länder zur Gesetzgebung über die örtlichen
Verbrauch- und Aufwandsteuern nach Art. 105 Abs. 2a
GG zeigt sich zudem, daß sich örtiich differenzierende
Steuern nur schwer in das bundesstaatliche Steuer-
sysjem einfügen. Auch der Grundsatz der Verwal-
turigseffizienz und die Doppelbesteuerungsprobleme3?
bei der Abgrenzung der kommunalen Steuerhoheiten
sprechen gegen eine Verlagerung von Steuergesetz-
gebungskompetenzen auf die Gemeinden38.

b) Garantie einer wirtschaltskraltbezogenen Steuer-
quelle mit Hebesatzrecht (Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG)

Eine wirtschaftskraftbezogene Steuerquelle mit Hebe-
satzrecht ist den Gemeinden erst seit 1994 in Art. 28
Abs. 2 Satz 3 GG garantiert3e. Der verfassungsän-
dernde Gesetzgeber sah in der ausdrücklichen Erwäh-
nung des Hebesatzrechts lediglich eine Klarstellung
des verfassungsrechtlichen Bestands der Selbstverwal-
tungsgarantieao. Indem Art.  28 Abs. 2 Satz 3, 2. Hs. GG
einer ersctzlosen Streichung der Gewerbesteuer ent-
gegenstehtal, entfaltet die Vorschrift jedoch durchaus
konstitutive Wirkung. Durch die Garantie einer wirf-

schattskraftbezogenen Steuerquelle mit Hebesolzrecht
ist Art. 28 Abs. 2 Satz 3, 2. Hs. GG mehr als nur eine be-
liebige Regelung der Gemeindefinanzierung. Es geht

nicht allein darum, den Gemeinden die zur ErfüIlung
ihrer Aufgaben erforderlichen Haushaltsmittel zu si-
chern. Hierzu hätte es der Ersänzuns nicht bedurft.
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Vielmehr weist Art. 28 Abs. 2 Satz 3, 2. Hs. GG den

Gemeinden verfassungsrechttich ein lnslrument det

Standortpolitil(2 zu.

Art.  28 Abs. 2 Satz 3, 2. Hs. GG enthält jedoch keine

Garantie der Gewerbesteuer. Die Gewerbesteuer kann

durch eine andere wirtschaftskraftbezogene Steuer-
quelle mit Hebesatz ersetzt werdena3. Allerdings muß

bei der Interpretation von Art. 28 Abs. 2 Satz 3, 2. Hs.

GG der Wille des historischen Verfassungsgesetzge-
bers insofern berücksichtigt werden, als diesem bei der

Ergänzung von Art. 28 Abs. 2 GG die Gewerbesteuer
vor Augen stand. Daher muß eine alternative Steuer-
quelle dieser in Umfang und Bedeutung äquivaient
seinaa.

c) Art. 106 GG ols reine Steuerverteilungsnorm

Keine inhaltlichen Restriktionen ergeben sich aus Art.

106 GG. Es handelt sich um eine Norm, die der Vertei-

lung des Steueraufkommens dient, nicht einzelne Steu-

ern verfassungsrechtlich garantiert. Erst recht enthält

Art. 106 GG keine Aussagen über die Verfassungs-
mäßigkeit der aufgeführten Steuernas. Dies zeigt sich

z.B. an der Vermögensteuer. Sie ist trotz Nennung in

Art.  106 Abs. 2 Nr. 1 GG vom Bundesverfassungsge-
richt für verfassungswidrig erklärt wordena6 und in der

Folge außer Kraft getreten.

Deshalb ist der Gesetzgeber durch die Aufführung von

Gewerbe- und Grundsteuer in Art.  106 Abs. 6 GG nicht

festgelegt. Er kann die Gewerbesteuer vollständig von

ihrem historischen Leitbiid entfernen oder ganz ab-

schaffen. Auch gibt es bei Abschaffung der in Art' 106

GG genannten Steuern keine zwingende Notwendig-

keit einer Verfassungsänderung. Lediglich die Ein-

führung neuer, bisher nicht in Art. 106 GG normierter

Steuern erfordert eine entsprechende Anpassung. Der

Steuertatbestand wäre unvollständig normiert, wenn

nicht der Steuergläubiger festgelegt würdea?
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36 Ähnlich, wenngleich nicht unkrit. G. Schwarting (FN 25),
s. 43.
W. Scherf in N. Andel (FN 2), S. 18.
Statt durch ein kommunaies Steuererfindungsrecht einer
Zersplitterung des Steuerwesens Vorschub zu leisten,
sollte verhindert werden, daß den Kommunen Aufgaben
und Pflichten übertragen werden, ohne daß gieichzeitig
für eine ausreichende Finanzierung gesorgt ist. Hierzu
gehört auch, daß die Gemeinden bei der Verteilung des
Steueraufkommens ein Mitspracherecht erhalten, zumal
sie bereits in einer Reihe von Vorschriften Adressaten der
Finanzverfassung sind; s. die berechtigte Forderung von
W. Weiß, ZKF 200L,26 (30).

39 Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes v. 27.1O 7994,
BGBI .  I  1994,  3146.

40 BT-Drucks. 12160000, 46; s. auch VogellWaldhoff in Bon-
ner Kommentar zum GG, Vorbem. z. Art. 104-115 GG
Rz.  51 .

41 Eine solche wäre m.E., verbunden mit einer anderweiti-
gen Firtanzierung, vor der Ergänzung von Art. 28 Abs.2
Satz 3, 2. Hs. GG möglich gewesen. Sie wäre auch heute
noch, nach einer entsprechenden Verfassungsänderung
(Streichung von Art. 28 Abs. 2 Satz 3, 2. Hs. GG), möglich,
da das Hebesatzrecht nicht zum Kernbestand der kom-
munalen Selbstverwaltungsgarantie gehört; a.A. W.
Scherf in N. Andel (FN 2), S. 10; K.-H. Honsmeyer, Der

Streit um die Gewerbesteuer in FS M. Rommel, 1997'
s .  159.
Zu dieser Funktion der Gewerbesteuer s. Chr. Flitmig,
Gemeindefinanzen und kommunale Wirtschaf tsentwick-
lungsplanung, 1974, S. 81 f. ;  H. Zitzelsberger (FN 35),
S. 150 ff . ;  l .  Hey, FR 2001, 870 (872\.
W. Weiß, ZKF 2001',26 (27).
A.A. H.-G. Henke, ZG 1998, | (24).
K. Tipke (FN 29), S. 10BB ff .; H. Fischer-Menshau-sen in
v. Münch/Kunig3, Art. 106 GG Rz. 14 f.; H. Söftn in FS
K. Stern, 1997, 587 (599 ff .) ;  J. Hey, StuW 1998, 32 (38); da-
gegen K. Vogel in FS K. Tipke, 1995, S. 93; Vogel/Wald-
hoff in Bonner Kommentar (FN 40), Rz. 577 ff .; Chr. Wald'

hoff, Verfassungsrechtliche Vorgaben für die Steuelge-
setzgebung irn Vergleich Deutschland - Schweiz, 1997,

S. 186 f.; K. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepubük
Deutschland, Bd. II, 1980, S. 1152; H. J. Bonk, FR 1999' 443
(448); zurückzuführen auf G. Wocke, Das Finanzwesen
der Bundesrepublik, 1950, S. 62 ff. Danach enthält
Art. 106 GG die Festschreibung eires historischen Steu-

42

43
44

elsyslems.
46 BVerfG v. 22.6.1995 - 2 BvL 37191, BVerfGE 93, 121 =

SIRK BewG 1965 AlIg. R. 11 (Vermögensteuer).
47 J. Lang in Tipke/Lang (FN 22), $ 3 Rz. 5; ebenso M. Jach-

mannin v. Mangoldt/Klein/Starck (FN 35), Art. 105 GG
R2.29.



SII.W 4/2002

2. Inhaltliche Maßstäbe iür die Ausgestaltung
kommunaler Steuern

a) Orientierung am Leistungsftihigkeitsprinzip oder am
Aquivalenzprinzip?

Wenig Klarheit herrscht bezüglich der inhaltlichen
Ausgestaltungl von Kommunalsteuern. Neben dem
Fundamentalprinzip der Besteuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit wird speziell für Kom-
munalsteuern traditionell das Äquivolenzprinzip her-
angezogenas. So ist eine der hergebrachten Beqrün-
dungen der Gewerbesteuer, daß sie einen Beitrag der
Unternehmen zur kommunalen Infrastruktur verkör-
pereae. Dies wirft die Frage auf , ob kommunale Steuern
anders  a ls "  s taa t l i che  Steuern  am Aqu iva lenzpr inz ip
oder ebenfälls am Leistungsfähigkeitsprinzip oder ge-
gebenenfalls an beiden Prinzipien auszurichten sind,
was wiederum voraussetzt, daß beide Prinzipien ne-
beneinander verwirklicht werden könnens0.

Das staatliche Leistungsangebot ist allgemeine Recht-
fertigung der Erhebung von Steuern durch den Staat
bzw. die Kommunen. Im Gegenzug zur Bereitstellung
öffentlicher Güter ist der Staat/die Gebietskörperschaft
berechtigt, die Bürger zur Finanzierung heranzuzie-
hen51. Zur Rechtfertigung einzelner Steuern, erst recht
zur Rechtfertigung ihrer Ausgestaltung, taugt das Aqui-
valenzprinzip hingegen nichts2. Der individuelle Nut-
zen allgemeiner staatlicher Leistungen läßt sich nicht
im Sinne einer Individualäquivalenz konkret messens3.
Dies erklärt sich bereits aus dem Informationsprobiem.
Ebensowenig sind Einzelsteuern einer Generaläquiva-
lenzsa, die Nutzen und Kosten typisierend bestimmten
Gruppen von Steuerpflichtigen zurechnet, zugänglich.
Steuern als allgemeine Geldleistungen, die nicht Ge-
genleistung für eine besondere Leistung sind ($ 3 Abs.
1 AO), sind per definitionem ungeeignet, eine Aquiva-
lenzbeziehung zwischen staatlicher bzw. kommunaler
Leistung und finanziellem Eingriff abzubilden. Wenn
sich der äquivalenztheoretische Begründungsansatz
aber weder in der Ausgestaltung der Bemessungs-
grundlage noch in der Aufkommensverwendungss wie-
derfindet, Iassen sich Sonderbelastungen einzelner
Steuerpflichtiger gleichheitsrechtlich nicht mit dem
Aquivalenzprinzip rechtfertigen. Zutreffend leitet
Bernd Hansiürqens in seiner finanzwissenschaftlichen
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Habilitationsschrift gerade aus dem Aquivalenzprinzip
das Postulat der Allgemeinheit der Steuern ab, da steu-
erfinanzierte öffentliche Güter per definitionem allen
potentiellen Nutzern gleichermaßen zur Verfügung
stehens6. Selbst wenn man Nutzungsvorteile aus ein-
zelnen staatlichen infrastrukturangeboten, z.B. der
Einrichtung eines Industriegebiets, typischerweise ei-
ner bestimmten Gruppe zuordnen könnte, so reicht
diese lose Verknüpfung nicht, um den individuellen
Grundrechtseingriff durch die Besteuerung zu recht-
fertigensT. Auch aufgrund der Umverteilungseffekte
der Besteuerung können äquivalenztheoretische Be-
gründungsversuche vor Art. 3 Abs. 1 GG nicht beste-
hen, denn das kommunale Steueraufkommen fließt zu
einem erheblichen Anteil in die Ausgaben für Soziai-
hilfess. Diese wird aber naturgemäß nicht von den So-
zialhilfeempfängern finanziertss. Schließlich hat das
Aquivalenzprinzip als innere Rechtfertigung der Son-
derbelastung einzelner Gruppen wenig Überzeu-
gungskraft, weil Sonderleistungen der öffentlichen
Kommunalverwaltung in ganz erheblichem Maße be-
reits durch Gebühren und Beiträge abgegolten wer-
den6o.

Diese Einwände gegen das Aquivalenzprinzip ais Steu-
errechtfertigungs- und -gestaltungsmaßstab gelten auf
kommunaler Ebene wie auf staatlicher Ebene. Deshalb
sollten auch kommunale Steuern streng nach dem Lei-
stungsfähigkeitsprinzip ausgestaltet werden. Das
Aquivalenzprinzip ist weder zur Ausgestaltung der Be-
messungsgirundlage noch zur Bestimmung des Steuer-
objekts bzw. zu Abgrenzung der Steuersubjekte (Be-

schränkung auf Unternehmen) geeignetol. Ungleic-hbe-
handlungen innerhalb einer Gemeinde kann das Aqui-
valenzprinzip nicht rech t[ert igen.

Bedeutung kommt dem Aquivalenzprinzip für die kom-
munale Besteuerung jedoch dann zu, wenn es um die
Rechtfertigung von Belastungsunterschieden zwischen
den Gemeinden geht. In seiner Funktion als allge-
meine Rechtfertigung der Heranziehung der Bürgers
zur Finanzierung der von Staat oder Gebietskörper-
schaft zur Verfügung gestellten öffentlichen Güter

wohnt dem Aquivalenzprinzip eine rcjuml.iche Dimen-
sion62 inne, die es zur Grundlage der Grenzziehung
zwischen verschiedenen Steuerjurisdiktionen macht.

Die Aufteilung des Steuerguts zwischen verschiedenen
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48 S. schon A. Wagner, Die Communalsteuerfrage, 1,878. Zrt
den historischen Wurzeln der äquivalenztheoretischen
Begründung kommunaler Steuern H. Zitzelsberger
(FN35),  S.  153 f f . ;  aus neuerer ZeI tW. Scherf  in N.  Andel
(FN 2), S. 20; J. Longr, Brühler Empfehiungen, BMF-
Schr i f tenreihe Heft  66 (1999),  Anhang Nr,  1,  S.  5 l ;  dage-
gen R. Wendt, BB 1987, 1257 (1259\.

49 H. HaLLer,  FinArch.  N.F. ,  Bd.  21 (1961),  248 (25Of. . ) ;  H.  Zi t -
zelsberger (FN 35), S. 159 ff .; M. Rodi, Die Rechtfertigung
von Steuern als Verfassungsproblem. Dargestelit am Bei-
spie l  der Gewerbesteuer,  1994, S.  170,  206.

50 Hierzu auch J.  long (FN 4B),  S.  55 f f .

51 Zu den Ursprüngen, insb. in der Assekuranztheorie, s.
K.  F.  Mann, Steuerpol i t ische Ideale,  i937,  S.  105 f f . ;

hierzu auch B. Hansiürgens, Aquivalenzprinzip und

Staatsf inanzierung,  2001, S.  45 f f . ,  208.

R. Tipke2, SIRO, Bd. I, S. 228 ff .
B. Hansjürgens (FN 51), S. 210.
Hierzu ausführl-ich K. Tiplte (FN 52\, S. 476 ff..
Zur Zlveckbindung von Steueraufkommen s. Chr. Wold
hoIL in diesem Heft. 285.

56 B. Hansjürgrens (FN 51),  S.  211.

57 I.d.S. für Personen- und Unternehmenssteuern auch

K. Tipke (FN 52),  S.  479.
58 B.  Hansjürgens (FN 51),  S.  266 f . ,  weist  amBeispie l  der So-

zialhilfe nach, daß Verletzungen des Konnexitätsprinzips

einer verstärkten Umsetzung des Aquivalenzprinzips ent-

gegenstehen.
59 S. auch den Irrweg der in Großbritannien 1989/90 einge-

führten ,,poIi tax", einer Gemeindekopfsteuer, die kei-

nerlei Rücksicht auf die Einkommensverhä]tnisse der
Gemeindeangehörigen nahm, hierzu K. Tipke (FN 52),
s . 4 7 3  f f .

6O Karl-Brduer-Institut, Kommunale Steuerautonomie und
Gewerbesteuerabbau, Heft 94, 2002, S. 704. Zum zahlen-
mäßigen Verhältnis von Steuer- und Gebühren-/Beitrags-
einnahmen s. G. Schwcrtrng (FN 25), S. 32 f.

61 S.  auch M. Jachmann, BB 2000, 1.432 (1438 f f . ) ;  a.A.
J.  Lang (FN 48),  S.  56 f . ;  B.  Hansjürgens (FN 51),  S,273 f  .

62 H. Hal ler  (FN 49),  250 t f . . t  B.  Hansjürgens (FN 51),  S.  258;
in diese Richtung auch H. Zitzelsberger (FN 35), S. 158.

52
53
q ^

55
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Gemeinden kann daher ebenso wie im internationalen
Steuerrecht die territoriale Steuerabgrenzung zwi-

schen verschiedenen Staaten äquivalenztheoretisch
gelöst werden. Dabei ist al lerdings zu beachten, daß
seibst eine auf die räumliche Abgrenzung beschränkte
Rechtfertigungsdichotomie die aus dem internationa-
Ien Steuerrecht als Spannung zwischen Welteinkom-
mens- und Quellenprinzip bekannten Konflikte aus-

löst. Die Spannung zwischen der am Gesamteinkom-
men zu messenden Lei.stungsfähigkeit und einer äqui-
valenztheoretischen Zuordnung von Steuerquellen
wird etwa an der Frage der interkommunalen ge-

werbesteuerlichen Organschaft deutlich63.

Aus verfassungsrechtlicher Sicht stelit sich die Frage,
ingrlieweit sich kommunale Belastungsunterschiede vor

dem Hintergrund von Art. 3 Abs. 1 GG rechtfertigen
lassen, wenn einziges Unterscheidungsmerkmal bei
gleicher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit die Ansäs-
sigkeit in unterschiedlichen Gemeinden ist6a. Einen

ersten Anhaltspunkt geben hier Art. 28 Abs. 2 Satz 3

2. Hs. GG und Art.  106 Abs. 6 Satz 2 GG, die ein aus

Art. 28 GG abgeleitetes Hebesatzrecht verfassungs-
kräftig gewährleisten. Demnach ist die Einräumung ei-

nes gemeindlichen Hebesatzrechts, in dessen Folge

unterschiediiche Hebesätze entstehen können, nicht

nur verfassungsrechtlich zulässig, sondern sogar gebo-

ten. Die Selbstverwaltungsgarantie des Art. 28 GG ist

Rechtfertigungsgrund im Rahmen von Art. 3 Abs. 1

GG. Hinzu kommt, daß Art.  3 Abs. 1 GG nur den je-

weiligen Hoheitsträger im Rahmen seines eigenen
Kompetenzbereichs bindet, weshalb der Erlaß unter-

schiedlicher Gesetze durch unterschiedliche Hoheits-

träger nie gleichheitssatzwidrig ist65. Grenzen der Dif-

ferenzierung setzt jedoch auch hier Art.72 Abs. 2 GG,

dessen Forderung nach gleichwertigen Lebensverhält-
nissen im Bundesgebiet auch auf kommunaler Ebene

zur Anwendung kommen muß.

Inwieweit die Ansässigkeit in unterschiedlichen Kom-

munen als sachlicher Differenzierungsgrund der Un-
gleichbehandlung herangezogen werden kann, hängt

zudemvon der soeben erörterten Frage ab, weiche Be-

deutung man dem Aquivalenzprinzip für die Rechtfer-

tigung kommunaler Steuern beimißt. Denn nur, wenn

man Kommunalsteuern in Bezug zu kommunalen

Leistungen setzt und in ihrem Angebot bzw. ihrer

Inanspruchnahme einen Grund für die Belastung

sieht, kann die Zugehörigkeit zu unterschiedlichen

Gemeinden eine unterschiedliche Besteuerung recht-

fert igen, wobei unterstel l t  wird, daß höhere Hebesätze

mit besseren Infrastrukturangeboten korrespondie-

ren66.

63 S. hierzu auch die Stellungnahme von l. Jaross, Protokoll

Nr. 136 (FN B), S. 259, dessen Folgerung, die vollständige

Abschaffung der Organschaft in Deutschiand, könne For-

derungen nach einer europaweiten Verrechnung entge-

gengehalten werden, jedoch nicht überzeugt.

64 S. etwa W- Bickel2 in Hdb. der Finanzwissenschaft, 2. Bd.,

s . 4 2 5 .
65 W. HeuninH. Dreier, Grundgesetz, 1996, Art.3 GG R2 41.
66 H. Schnrjdter, Die grundlegenden Wertungen des Ge-

werbesteuerrechts, 1996, S. 126; Chr. Flämig, DSTJG Bd.
1 2  ( 1 9 8 5 ) ,  S . 3 3  ( s 7 ) .

67 Zimmermannl P ostle p, Wirtschaftsdienst 1980, 248 (251) |
G. Schwart ing (FN 25), S.34; Kai l-Bröuer' Inst i tut (FN 60)'
S. 96; Dt. Städtetag, ZKF 2002,146.

b) Ko nj u nkturunabhclng ig ke it und Ste t ig ke it de s

Steuerauf kommens

Für Kommunalsteuern wird in besonderem Maße das

Bedürfnis der Unabhängigkeit von konjunkturellen
Schwankungen reklamiert6T. Mit diesem Argument

werden immer wieder ertragsunabhängige Besteue-

rungselemente verteidigt bzw. vorgeschlagen. Sie soi-

len zu einer Verstetigung des Steu.eraufkommens
führen. So zielt insbesondere der - von Okonomen vor-

gebrachte und von Kommunalpolitikern begrüßte -

Vorschlag einer kommunalen Wertschöpfungsteuer6s
darauf ab, konjunkturbedingte Aufkommenseinbrüche
zu verhindern oder abzumildern. Dieses Petitum ist eng

verknüpft mit der besonderen Bedeutung, die dem

Aquivalenzprinzip für die Kommunalsteuern beigemes-

sen wird. Aquivalenztheoretisch gedacht müssen kon-
junkturelle Aufkommensschwankungen nach Mög-

lichkeit elirniniert werden, weil der Finanzbedarf für

gemeindliche Leistungen konjunkturunabhängig ent-

steht. Eine schnelle Anpassung des Ausgabeverhaltens

an konjunkturelle Entwicklungen ist den Kommunen

nicht möglich.

Indes handelt es sich wiederum nicht um ein Spezifi-

kum kommunaler Haushalteoe. Der Bundeshaushalt ist

nicht weniger auf stetige Einnahmen angewiesen als

die Kommunalhaushalte. Selbst wenn man in den ein-

geschränkten Möglichkeiten der KreditaufnahmeTo

eine Besonderheit des Gemeindehaushalts si-eht, lassen

sich kommunale Substanzsteuern nicht rechtfertigen'

da sie das Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaft-

Iichen Leistungsfähigkeit und das hieraus abgeleitete

objektive Nettoprinzip verletzen, schnell in unverhält-

nismäßige Eigentumseingriffe umschlagen und zudem

mit großen Praktikabilitätsproblemen behaftet sind

Diese Nachteile begründen einen erhöhten Rechtferti-

gungsbedarf, der mit dem bloßen Interesse an stetigen

Steuereinnahmen nicht befriediqt werden kann.

c) Merklichkeit kommunaler Steuern

Wenn eine der Rechtfertigungen für gemeindegebiets-

abhängige Ungleichbehandlungen aufgrund kommu-

naler Hebesatzautonomie ist, daß auf diese Weise eine

fiskalische Aquivalenz, ein Band zwischen Gemeinde

und Bürger geknüpft wird, folgt hieraus als Gestal-

tungsprinzip geradezu ein Gebof der MerklichkeitTr.

Die Gemeindesteuerbelastung kann nur dann im Sinne

eines interkommunalen Wettbewerbs zu Effizienzstei-

gerungen auf der Ausgabenseite führen, wenn der Bür-

ger ktar erkennen kann, welchen Beitrag er zu den ge-

meindlichen Infrastrukturangeboten leistet. Soll auch

68 Wiss. Beirat beim ßMF tFN 2)t St. Homburg, Archiv für

Kommunalwissenschaften 2000, 42 ft.; W. Scherf in

N. Andel (FN 21, S 9, 20 ff ; Jarass/obermoir, Wer soll das
bezahlen? Wege zu einer fairen und sachgerechten Be-

steuerung, 2002, Kap. 11, dessen kommunale Betriebs-

steuer eine modifizierte Wertschöp{ungssteuer darstellt.
69 W. Ritter (FN 1), S. 480.
70 G. Schworting2 in Hdb. der kommunalen Wissenschaft

und Praxis, Bd. 6, S. 626 ff ,
7 1,, Fühlbarkeitspostulat ", v gl. Zimmermannl Postlep, Wirt'

schaftsdienst 1980, 248 (252); allgemeiner F. Neumark,
Grundsätze gerechter und ökonomisch rationaler Steuer-
pol i t ik, 1970, S. 37 ff  .
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men- und Körperschaftsteuer bzw. eine Gemeindeein-
kommen- und -körperschaftsteuer zu ersetzen. Ausge-
arbeitete Konzepte haben sowohl der Bundesverband
der Deutschen Industrie g;emeinsam mit dem Verband
der Chemischen IndustrieTe als auch das Karl-Bräuer-
Institut des Bundes der Steuerzahlerso veröffentlicht.
Sie greilen bereits zuvor von Seiten der Wissenschaft
unterbreitete Vorschläge auf81. Grundgedanke dieser
Vorschläge ist die Ausrichtung am Leistungsfähig-
keitsprinzip, um auf diese Weise die Gemeindefinan-

zierung gleichheitssatzkonform auf den Schultern aller

Gemeindeangehörigen zu verteilen.

1. Problembereiche eines kommunalen Hebesatz-

rechts zur Einkommen- und Körperschaftsteuer

a) Anwe ndung sb e r eich e ine r Ko mmunalste ue r auf

Einkommen

Einig ist man sich jedoch nur beim Ausgangspunkt der

Feststellung, daß die Gewerbesteuer eine gleichheits-

satzwidrige Sonderbelastung gewerblicher Einkünfte

darstellt. Im übrigen divergieren die Vorstellungen

darüber, wie weit der Anwendungsbereich einer kom-

munalen Einkommensteuer gezogen werden muß, um

den Vorwurf der Gleichheitssatzwidrigkeit auszuräu-

men.

Für verfassungsrechtlich unerläßlich wird die Heran-

ziehung der freien Berufe erachtets2, ebenso die Einbe-

ziehung von Land- und Forstwirtschafts3. Einigen Au-

toren reicht dies noch nicht aus; sie fordern, den Unter-

nehmensbegriJf des $ 2 USIG zum Anknüpfungspunkt

einer kommunalen Ertragsbesteuerung zu nehmensa.

Dies würde insbesondere auch zu einer Einbeziehung

der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

führen.

VI. Ersetzung der Gewerbesteuer durch Einführung Unzweifelhaft ist, daß die Ausdehnung auf die Ein-

eines kommunalen Hebesalzrechts im Rahmen der künfte aus selbständiger Arbeit i.S. von $ 1B ESIG nicht

Einkommen- und Körperschaftsteuer ausreicht8s. Im Gegenteil, auf der Grundlage seiner bis-
herigen Rechtsprechung müßte das Bundesverfas-

Zulauf erfährt derzeit der Vorschlag, die Gewerbe- sungsgericht eine Einbeziehung nur der freien Berufe

steuer durch einen kommunalen Zuschlag zur Einkom- in die derzeitige Gewerbesteuer wohl als verfassungs-

eine die Gewerbesteuer substituierende Gemeinde-

steuer weiterhin lnstrulrient der Standortpolitik sein, so

spricht dies gegen Steuem, die auf Uberwälzung ange-

legt sind, und ist neben dem Gebot der Praktikabilität

ein weiteres Argument für ein transparentes, auf mög-

Iichst wenige Steuern, bestenfalls auf eine, reduziertes

System.

V. Überblick über die Reformvorschläge

Vorschläge zur Reform der Gewerbesteuer werden seit

Iangem in einer mittlerweile kaum noch überschauba-

ren Zahl unterbreitetT2. Sie lassen sich auf verschiedene

Grundliniegr zurückführen
- Ersatzloi| Abschatlung der Gewerbesleuer, statt

dessen Erhöhung des Gemeindeanteils an der Um-
satz- und EinkommensteuerT3. Diese Vorschläge

stammen jedoch aus einer Zeit vor der Ergänzung
von Art. 28 Abs. 2 GG um die Hebesatzgarantie und
sind heute überholt.

-  Beibehaltung der Gewerbesteuer mit verschiedenen
Vorschlägen ihrer Relorm ierung (2.B. Streichung der
Hinzurechnungsvorschriften ebenso umgekehrt:
Stärkung ertragsunabhängiger Komponenten; Ab-

schaffung der Gewerbesteuerumlage; Einbeziehung
von Selbständigen; Senkung der Hebesätze).

- Ersetzung der Gewerbesleuer z,B. durch eine Wert-
schöpfungsteuerTa, eine kommunale Unternehmens-
steuer7s bei gleichzeitiger Einführung einer allge-
meinen Unternehmenssteuer für alle investiven Ein-
künfte76, eine GemeindewirtschaftsteuerTT; einen
kommunalen Zuschlag zu Einkommen- und Körper-
schaftsteuerTB.

72 Überbück bei LenskjlSteinberg, GewStG, Loseblatt, q 1
Anm. 10; G. GüroIIin Glanegger/Güroffs, Gewerbesteuer,
$ 1 Rz. 51; H. Montag in Tipke/Lang16, Steuerrecht, 0 i2
Rz. 4Ii Karl-Bröuer-lnstitut tFN 60), S. 230 ff .

73 lnSt. FuSt (FN 2), Brief 211., 1.981.; DIHT, Heft 201', l992t
U. Klatt. DSLZ 7986, 224.

74 Wiss. Beirat beim BMF (FN 2), S. 135 ff . ;  W. Scherf in
N. Andel (FN 2), S. 10.

75 St. Homburg, Wirtschaftsdienst 1996, 491 ff.
76 J. Lang (FN 4B), S. 53 ff .
77 Vorschlag des Abgeordneten W. Fromme, Kommunal-

politische Blätter 6, 2000, 6; s. hierzu unveröffentlichtes
Rechtsgutachten von J. Hey (2001).

78 S. z.B. R. Wendt, BB 1987, 1677 [1680 ff . i ;  M. Jachmann,
BB 2000, 1432 (1440 ft.).

79 BDI/VU, Verfassungskonforme Reform der Gewerbe-
steuer. Konzept einer kommunalen Einkommen- und Ge-
winnsteuer, 200 1.

BO Karl-BröueLlnstitut (FN 60).
81 Aus der Wissenschaft s. R. Wendt, BB 1987, t677; ders.,

StuW 1992, 66 (79); D. Schneider, StuW 1991, 354; M. Jach'
monn, BB 2000,1432 (1440 ff .) ;  J. Hey, FR 2001, 870 (880)'

82 S. insb. den Vorschlag einer Gemeindewirtschaftsteuer
(FN 77);ferner z.B. G. Gürol l in Glanegger/Güroff (FN72),

$ 1 Rz.  19;  J.  Lang (FN 4B),  S 59;  M. Jachmann, BB 2000'

1432 (1439). Dagegen gehen W. Schick, Die freien Berufe

im Steuerrecht, 1973, S. B f.; noch weitergehend H' Zit-

zelsberger (FN 35),  S.  185 f ' ,  davon aus,  der Gesetzgeber

unterliege insoweit keinen verfassungsrechtlichen Vor-

gaben. öiese Frage war schon in den Anfängen der Ge-

werbesteuer umstritten, s. B. Fuistr'ng, Dle preußischen di-

rekten Steuern,  1902, S.  325 f .

83 Für eine Elnbeziehung der Land- und Forstwirtschaft in

die Gewerbesteuer bzw eine kommunale Unternehrnen-

steuer G. Gürof l in Glanegger/Gürof f  (FN 72) '  $ 1 Rz 19;

J. Lang (FN 4B), S. 59; M Joln^onn' BB 2000' 1432 (7439)'

84 Hierzu i7. Zitzdsberger (FN 35), S' 321' Dagegen J' Lang

(FN 4B), S. 58, der für Zwecke einer komnunalen Unter-

nehmenssteuer die Anknüpfung an den umsatzsteuerli-

chen Unternehmerbegriff für nicht praktikabel hält' statt

dessen soll an den wäiten Unternehmensbegriff der von

Lang vorgeschlagenen rechtsf ormneutralen Körperschaft-

und Inhabersteuer angeknüpft werden'- so- daß auch il-

habersteuerpflichtige Vermietungstätigkeii -und 
private

Vu.-og"n.".rwaltungkornmunalste-u:-T-ry*t'g\^/ären'
85 A. A. C. GüroIt in Giänegger/Güroff (FN.7.2)' $ 1 Rz 19'
-- 

;;; unter äquivaienztheoretischen Gesichtspunkten die

;;tJ;;"""g' der Gewerbesteuer au-f die freien Berufe
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widrig einstufen. Folgt man nämlich dem Argument
des Bundesverfassungsgerichts, die Sonderbelastung
mit Gewerbesteuer sei vor allem deshalb gerechtfer-
tigt, weil sich Einkünfte aus Gewerbebetrieb von an-
deren Einkünften durch den Kapitaleinsatz grundle-
gend unterscheidenB6, so gilt dieses Argument gegen-
über der Sonderbelastung freiberuflicher Einkünfte
nicht, da diese typischerweise in der Hauptsache durch
den persönlrchen Arbeitseinsatz des Berufsträgers er-
wirtschaftet werden, während der Kapitaleinsatz eher
zurücktritt. Eine Ausdehnung nur auf die freien Berufe
läßt sich folglich nicht rechtfertigen, vielmehr müssen
jedenfalls a1le unternehmerischen Tätigkeiten i.S. von

$ 2 UStG herangezogen werden.

ir4pines Erachtens würde jedoch auch ein auf alle un-
terirehmerischen Einkünfte erweiterter Anwendungs-
bereich den Vorwurf der gleichheitssatzwidrigen Son-
derbelastung nichi ausräumen, und zwar selbst dann
nicht, wenn man das Aquivalenzprinzip als taugliche
Gestaltungsmaxime kommunaler Steuern ansieht.
Denn die Inanspruchnahme gemeindlicher Infrastruk-
tur beschränkt sich nicht auf Unternehmer. Gleich-
heitsrechtlich unangreifbar ist nur eine kommunale
Einkommensleuer, die von allen Einkommensteuer-
pflichtigen erhoben wird87.

Daneben muß auch das in Körperschaften erwirtschaf-
tete Einkommen der kommunalen Einkommensteuer
unterworfen werden. Unternehmen, die in der Rechts-
form der juristischen Person betrieben werden, profi-

tieren ebenfalls von der gemeindlichen Infrastruktur.
Daß die Einbeziehung juristischer Personen eine An-
derung der Finanzverfassung nach sich zöge - in Art.
106 Abs. 5 Satz 3 GC ist nur das Hebesatzrecht im Rah-
men der Einkommensteuer erwähnt -, kann der Einbe-
ziehung der Einkommen juristischer Personen nicht
entgegengehalten werden88.

b) Be messungsg rundlag e

Aus Gründen der Steuerverwaltungs- und Steuerent-
richtungseffizienz muß die kommunale Einkommen-

steuer eng an die staatiiche Einkommensteuer gekop-
peit seinss, um zu verhindern, daß zwei unterschied-
Iiche Bemessungsgrundlagen ermittelt werden müssen.

Bemessungsgrundlage der kommunalen Einkommen-
und Körperschaftsteuer sollte entgegen dem Vorschlag

von BDI/VCI90 nichl die Steuerschuld, sondern das zu

versteuernde Einkommen sein. Damit würde bei ein-
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heitlichem Hebesatz die kommunale Einkommen-

steuer anders als die staatliche Einkommensteuer nicht

progressiv, sondern proportional erhobensl, was mit

dem Leistungsfähigkeitsprinzip jedoch ohne weiteres

zu vereinbaren wäree2.

Dagegen hätte die Anwendung des Hebesatzes auf die

festzusetzende Einkommensteuer einige Nachteile, die

sich mit der Anwendung auf das zu versteuernde Ein-

kommen vermeiden ließene3. Die Anknüpfung des He-

besatzrechts an die Einkommensteuerschuld würde die

Auswirkungen einer unterschiedlichen Verteilung des

Pro-Kopf-Einkommens auf die einzelnen Gemeinde-

haushalte aufgrund der progressiven Ausgestaltung

des staatlichen Einkommensteuertarifs noch verstär-

kensa. Des weiteren bereitet die Bemessung des Zu-

schlags anhand der Einkommensteuerschuld Schwie-

rigkeiten, soweit einzelne Bemessungsgrundlagentelle
von der kommunalen Einkommensteuer ausgenom-

men werden sollen, etwa Dividenden zur Vermeidung

von Doppelbelastungen (s. hierzu VI. 1.d) '  Zudem kann

nur die Anwendung des Hebesatzes auf das zu ver-

steuernde Einkommen statt auf die Steuerschuld ver-

hindern, daß sich Steuersatzunterschiede zwischen

Körperschaftsteuer- und Einkommensteuerspitzensatz
auf der Kommunalebene fortsetzen. Auch die Zerle-

gung der Bemessungsgrundlage, etwa bei in zwei ver-

schiedenen Gemeinden ansässigen zusdlTlrnenveran-

lagten Ehegatten oder bei in verschiedenen Gemein-

den erwirtschafteten Einkommen, ließe sich durch An-

wendung des Hebesatzes auf das zu versteuernde Ein-

kommen statt auf die Einkommensteuetschuld leichter

lösen.

Zu verzichten wäre auf jede Form einer ertragsunab-

höngigen Bemessungsgrundlagenkorrektur, wie sie

derzeit in $ B GewStG geregelt ist. Das Ziel der Reduk-

tion der Konjunkturabhängigkeit der Gemeindeein-

nahmen kann den Substanzsteuereffekt nicht rechtfer-

tigen. Im übrigen nimmt die Konjunkturabhängigkeit

der gemeindlichen Steuereinnahmen bei Anknüpfung

an die Lohneinkünfte ohnehin deutlich ab.

c) Steuersatzgestaltung - Notwendiger Einstieg in eine

r e cht sI o rmunabhang ig e U nte r ne hme nsb e ste ue rung

In den derzeit diskutierten Vorschlägen zur Ersetzung

der Gewerbesteuer wird der Begrenzung der Gesamt-

belastung aus staatlicher und kommunaler Einkom-

men-/Körperschaftsteuer auf den für das Jahr 2005 an-

(und auf die Land- und Forstwirtschaft) nicht nur für ver-
fassungsrechtlich geboten, sondern auch für hinreichend
hält. Gerade die von ihm genannten Beispiele, die Ge-
werbesteuer sei Aquivalent für den Bau von Straßen, Ka-
nalisation, Schulen und Krankenhäusern, weisen jedoch

keinen spezifischen Bezug zu Seltrständigen auf. Viel-
mehr handeit es sich um gemeindliche infrastruktur, von
der aile Gemeindeeinwohner profitieren (so auch M.
Jachmann, BB 2000, 1432 [1438]). Gemeindl iche Infra-
struktur wird eben nicht ausschließlich zum Nutzen von
Unternehmen und Selbständiqen vorgehalten.

86 BVerfG v. 13.5.1969 - 1 BvR 25165, BVerfGE 26, 1 (B) =

SIRK GG Art. 3 GewSt R. 10 = GewStG (bis 1977) $ B
Ziff. 1 R. 62 - Hinzurechnung Dauerschulden; BVerfG v.
25.70.1977 - 1 BvR 15/75, BVerfGE 46,224 (240) = 51p14
GG Art. 3 GewSt R. 16 = GewStG (bis 1977) $ 2 Abs. 1
R. 348 - Gewerbesteuerpflicht Handelsvertreter.

Wie hier M. Jachmann, BB 2000, 1432 (1439).

S.  oben IV.
Zu Recht hat der Wissenschaftliche Beirat beim Bundes-

finanzministerium schon 1982 einer Gemeindeeinkom-

mensteuer mit eigener Bemessungsgrundlage eine Ab-

sage erteilt, vgl Wiss. Bejrat beim BMF (FN 2), S. 116.

BDrlVCr (FN 79),  S,  21 f .

Wer im Aquivalenzprinzip nicht nur einen allgemeinen

Rechtfertigungsgrund sieht, sondern dre General-Aqui-

valenz auch zur Rechtfertigung einzelner Steuern heran-

zleht, für den müßte der proportionale Steuersatz zwrn-

gend sein.

87
BB
B9

90
9 1

92 K. Tipke (FN s2),  S.  410.

93 Ebenso W. Scherf  in N.  Andel  (FN 2),  S.  47.

94 Zutreffend die Bedenken des Wiss. Beirats beim BMF

(FN 2 ) ,  S .  116 .
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gestrebten Einkommensteuerspitzensatz von 42%
große Bedeutung beigemessenes.

Meines Erachtens muß das Konzept als solches
zunächst frei von derartigen Überlegungen entworfen
werden. Ein Reformvorschlag, der auf einer bestimm-
ten Relation der Steuersätze basiert, ist langfristig un-
tauglich, weil er flexible Reaktionen auf steigenden
oder sinkenden Finanzbedarf unmöglich macht. Je in-
flexibler das Steuersatzgefüge der direkten Steuern ist,
desto größer ist die Gefahr, daß Steuerausfälle, stei-
gender Finanzierungsbedarf und die Einhaltung der
Konvergenzkriterien zu einer einseitigen Erhöhung der
indirekten Steuern und damit zu einer Verschleierunq
der Gesamtbelastung führeneG.

Weitreichende Folgewirkungen ergeben sich für die
Steuersatzgestaltung, soweit der Gesetzgeber an dem
Ziel zumindest annähernder Rechtsformneutralität
festhalten will, aufgrund der bisherigen Instrumentali-
sierung der Gewerbesteuer als Ausgleich der Steuer-
spreizung zwischen Einkommen- und Körper-
schaftsteuer. Angesichts der kommunalen Hebesatz-
autonomie ist die Gemeindeeinkommensteuer unge-
eignet, die Spreizung zwischen Körperschaftsteuersatz
und Einkommensteuerspitzensatz verläßlich auszu-
gleichen. Dies zeigt sich bereits im geltenden Recht, in
dem die Steuersatzspreizung je nach Gemeinde diver-
giert. Zur Anwendung eines bestimmten höheren He-
besatzes im Rahmen der Körperschaftsteuer können
die Kommunen nicht verpflichtet werden, will man das
Hebesatzrecht nicht ad absurdum führen. Auch unter-
schiedliche Steuermeßzahlen für Kapitalgesellschaften
und Personenunternehmensi können die Steuersatz-
spreizung nur dann ausgleichen, wenn ein entspre-
chend hoher Hebesatz gewählt wird. Deshalb läßt sich
das Problem auch nicht durch eine ,,Justierung" des
staatlichen Einkommen- und Körperschaftsteuertarifs
lösen, wie es BDI und VCI vorschlagene8.

Raum für eine Senkung des staatlichen Einkommen-
steuertarifs und damit eine Abmilderung der Steuer-
satzspreizung entsteht zwar, weil mit der Abschaffung
der Gewerbesteuer die Abzugsfähigkeit als Betriebs-
ausgabeee sowie die Anrechnung nach 0 35 ESIG ent-
fällt. Außerdem sollte die kommunale Einkommen-
und Körperschaftsteuer sinnvoller Weise auch die indi-
rekte Beteiligung der Gemeinden am Einkommensteu-
eraufkommen ersetzen, so daß der staatliche Einkom-
mensteuertarif entsprechend gesenkt werden müßte.
Trotzdem wird sich der staatliche Einkommensteuer-
spitzensatz nicht an den Körperschaftsteuersatz von

25 % annähern lassenloo

Die Aiternative einer deutlichen Anhebung des Kör-
perschaftsteuersatzes ist standortpolitisch problema-

tisch101. Selbst wenn es im Hinblick auf die derzeitige
durchschnittliche Gesamtbelastung aus Körperschaft-
und Gewerbesteuer effektiv nicht zu einer Steuerer-
höhung käme, würde ein solcher Schritt im internatio-
nalen Steuerwettbewerb mit Unverständnis auf genom-

men werden. Obwohl Deutschland aufgrund der ge-

werbesteuerlichen Zusatzbelastung weiterhin bei der

Belastung von Unternehmensgewinnen eine der Spit-
zenpositionen einnimmt, hat die -wenn auch eher sym-

bolische - Senkung des Körperschaftsteuersatzes inter-

national Aufsehen erregt. In umgekehrter Richtung

würde eine nach außen deutlich sichtbare Anhebung
des Körperschaftsteuersatzes das Vertrauen in den

Standort erschüttern.

Zudem ist angesichts des internationalen Steuerwett-
bewerbs fragllch, ob der Gesetzgeber überhaupt lang-

fristig in der Lage sein wird, Einkommensteuerspitzen-
satz und Körperschaftsteuersatz zumindest annähe-
rungsweise auf einem Level zu haltenlO2. Auf jeden Fall

beraubt er sich mit einem Konzept, das auf eine Gleich-

schaltung der Steuersätze angewiesen ist, jeglicher

Flexibilität, schnell auf internationale Entwicklungen
oder veränderten Finanzbedarf zu reagieren. Deshalb

zwingt eine grundlegende Reform der Gewerbesteuer

unweigerlich dazu, die Überwindung des Dualismus
der Unternehmensbesteuerung erneut anzupacken.

d) Vermeidung von Doppelbelastungen bei
Dividendeneinkünften

Wird das kommunale Hebesatzrecht sowohl auf die

körperschaftsteuerrechtliche als auch auf die ein-

kommensteuerrechtliche Bemessungsgrundlage ange-

wandt, ergibt sich für Dividendeneinkünfte das Pro-

blem der Doppelbelastung. Karl-Bräuer-Institut103 und

BDI/VCI1o4 schlagen daher vor, Dividendeneinkünfte

vom kommunalen Einkommensteuerzuschlag freizu-

stellen. Diesem Vorschlag ist beizupfiichten, jedoch

nur, wenn Bemessungsgrundlage nicht die Einkom-

mensteuer-/Körperschaftsteuerschuld ist, sondern das

zu versteuernde Einkommen. Würde nämlich die Ge-

meindeeinkommensteuer als Zuschlag auf die Körper-

schaftsteuerschuld erhoben, so ergäben sich durch Ab-

weichungen zwischen proportionalem Körperschaft-
steuersatz und individuellem Einkommensteuersatz
Verzerrungen, die - je nach dem Steuersatzverhältnis -

zu einer Begünstigung oder Steuerverschärfung führen

können. Diese Verzerrungen treten bei Anwendung

95 Karl-Bröuer-Inst i tut (FN 60), S, 167, 201 ff  . ;  BD1/VC1 (FN
79) ,  S .28  f f . ;W.  R i t te r  (FN 1) ,  S .481f . ;  s .  fe rner  d ie  S te l -
lungnahmen im Protokoll Nr. 136 (FN B).

96 Zudem nehmen indirekte Steuern keine Rücksicht auf die
individuelen VerhäItnisse der Steuerpflichtigen, bela-
sten auch das nach dem Bundesverfassungsgericht
(BVerfG v. 29.5.1990 - 1 BvL 20/84 u.a., BVerfGE 82, 60

[85] = 51p6 ESIG 1975 AI1g. R. 66) steuerfrei zu belassen-
de Existenzminimum und wirken regressiv.

97 Z.B. die Meßzahl 2 mit der Folge einer Verdoppelung des
zu versteuernden Einkommens der Kapitalgesellschaft als
Bemessungsgrundlage des kommunalen Hebesatzes.

98 BDllVCr (FN 79), S. 28 ff  .
99 R. Wendr, BB 1987, 1677 (1683i.

100 Deutlich wird dies bereits anhand des Umstandes, daß
derzeit 22 oÄ des Einkommensteueraufkommens von nur
1,2 % der Einkommensteuerzahler erbracht werden, de-
ren Einkünfte dem Höchstsatz der oberen Proportional-
zone unterf allen, s. http://wr,v-w.bundesfinanzministe-
rium.de/Anlage 1 1 203/Lohn-und-Einkommensteuersta-
tistik.pdf .

101 So der Vorschlag des Kor.l-Bröuer'lnstituts (FN 60)'
S. 176 (Anhebung des Körperschaftsteuersatzes auf 37 %)

1,02 Zum Gebot der Anpassungsfähigkeit der nationalen
Steuerrechtsordnungen an den internationalen Steuer-
wettbewerb s. J. Lang, DSTJG Bd. 24 (2O0t\,49 (70 ff  .) .

L03 Karl-Brauer-lnstitut (FN 60), S. 201 f.
704 BDr/Vü fFN 79), S. 22 f.
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des Hebesatzrechts auf das zu versteuernde Einkom-
men nicht auf. Sind die kommunalen Hebesätze im

Rahmen von Körperschaft- und Einkommensteuer
gleich, ergeben sich keine Belastungsdifferenzen ge-
genüber anderweitigen Einkünften. Zu Mehrbelastun-
gen von Dividendeneinkünften kann es nur insoweit

kommen. ais sich bei abschließender kommunaler
Besteuerung von Dividendeneinkünften auf Körper-

schaftsebene Verluste aus anderweitigen Einkunfts-

arten nicht mehr steuermindernd ausgleichen lassen.

e) Erhebung der kommunalen Einkommensteuet im

Quelle nabz ug sv e rf ahr e n ( Lo hnste ue r / Kapitale rtr ag'

steuer)
g

Gdien eine kommunale Einkommensteuer wurde in

der Vergangenheit vorgebracht, daß sie sich nicht oder

nur unter großen Schwierigkeiten in die im Quellenab-
zugsverfahren erhobenen Steuern, namentlich in das

LohnsteuerverJahren inte grieren lassel 0s.

Die Gemeindeeinkommensteuer in das Lohnsteuerver-
fahren einzubeziehen, ist jedoch durchaus möglich und

weist keine größeren praktischen Probleme auf106' Auf

der Lohnsteuerkarte, die bereits derzeit eine Vielzahl

individuell zu berücksichtigender Verhältnisse aus-

weist (2.B. $$ 39, 39a ESIG), wäre der Hebesatz der

Wohnsitzgemeinde des Arbeitnehmers zu vermer-

ken107. Abgeführt würde die Gemeindeeinkommen-
steuer zusammen mit der staatlichen Einkommen-
steuer an das Betriebsstättenfinanzamt ($ 41a I 1 Nr. 1

ESIG), das dann den Gemeindeanteil an die Wohnsitz-
gemeinde weiterleitet,

Problematischer ist die Einbeziehung sonstiger im

Quellenabzug erhobener Einkommensteuern wie der

Kapitalertragsteuer. Hier würde die Anwendung des

Hebesatzes der Wohnsitzgemeinde des Gläubigers der

Kapitalerträge bereits im Rahmen des Steuerabzugs zu

einer erheblichen Komplizierung führen. Es bieten sich
jedoch verschiedene Lösungsmöglichkeiten an: Denk-

bar wäre es, statt des Hebesatzes der Wohnsitzge-

meinde des Gläubigers der Kapitalerträge einheitiich

den Hebesatz des Kapitalertragsschuldners bzw. der

auszahlenden Steile zur Anwendung zu bringen. Dies

hätte zugleich den Effekt, daß Dividenden und Zinsen

bezüglich der kommunalen Einkommensteuer gleich-

behandelt würden. Diese Lösung böte sich insbeson-

dere an, falls in Zukunft abgeltende Kapitalertragsteu-

ern1o8 eingeführt werden sollten. Vorzugswürdig ist

hingegen, jedenfalls solange die Kapitalertragsteuer

bloße Sicherungsfunktion hat, zunächst auf die Erhe-

bung der kommunalen Einkommensteuer im Quellen-
abzugsverfahren zu verzichten. Dies ist unproblema-

tisch, da es bezüglich der Kapitalerträge ohnehin zu ei-

ner Veranlagung kommt. Bei Anwendung des Hebe-

satzes auf die Bemessungsgrundlage der Einkommen-

steuer würden Kapitalerträge automatisch auch der

kommunalen Einkommensteuer unterworfen. Dle Si-

cherung der Steuerentrichtung, die dann bezüglich der

kommunalen Einkommensteuer nicht mehr gewährlei-

stet wäre, ließe sich insgesamt durch ein System von

Kontrollmitteilungen besser verwirklichen als durch

Quellenabzüge1os.

I) Zerlegung des Sleueroutkommens

Derzeit erfolgt die Aufteilung des Steueraufkommens

zwischen den Kommunen bezüglich des kommunalen

Einkommensteueranteils nach Maßgabe des Wohnsit-

zes; bezüglich der Gewerbesteuer wird an den Ort der

Betriebsstötte angeknüpft; bei mehreren Betriebsstät-

ten wird die Bemessungsgrundlage zerlegt ($$ 28 ff'

GewStG) .

Wird die Gewerbesteuer durch eine kommunale Ein-

kommen- und Körperschaftsteuer ersetzt, stellt sich die

Frage der örtlichen Zuordnung des Steuerguts ganz

neu. Am einfachsten wäre eine Anknüpfung aus-

schließlich an den Wohnsitz der natürlichen Person bzw.

an den Sitz/Ort der Geschäftsleitung der juristischen

Person. Unabhängig davon, ob die Ehkünfte im Ge-

meindegebiet erwirtschaftet worden sind, wiirde stets

der Hebesatz der (Wohn-)Sitzgemeinde zur Anwen-

dung gebracht. Positive und negative Einkünfte könn-

ten auch für Ztvecke der kommunalen Einkommen- und

Körperschaftsteuer unbe grenzt verrechnet werden

Eine reine Wohnsitzanknüpfung würde jedoch nicht

nur zu Aufkommensverschiebungen gegenüber dem

Status quo führen, sondem auch zu einer sachlich nicht

gerechtfertigten Aufkommenskonzentration in den

Wohnsitzgemeinden. Die Folge wäre das kommunalen

Einkommensteuern angelastete,,speckgürtelphäno-

men'110. Um dies zu vermeiden, könnten bei der Auf-

teilung des Steuergutes die - ebenfails äquivalenztheo-

retisch fundierten - Regeln des internationalen Steuer-

rechts herangezogen werden1l1. So könnte zur Vermei-

dung ungerechter Aufkommensverteilung zwischen

Kernstädten und Umlandgemeinden f ür unternehmeri-

sche112 Einkünfte der Betriebsstättengemeinde das Be-

steuerungsrecht zugewiesen werden, was sich damit

rechtfertigen läßt, daß die Betriebsstättengemeinde zur

Erwirtschaftung dieser Einkünfte beigetragen hat' Wie

bisher (0 28 GewStG) wäre bei in verschiedenen Ge-

meinden angesiedelten Betriebsstätten eines Unter-

nehmens die Bemessungsgrundlage der kommunalen

Einkommen- und Körperschaftsteuer zu zerlegenll3'

StuW 4/2002

105 Z.B. Bericht der Enquete-Kommission Verwaltungsre-
form, BT-Drucks. 7 / 5924 v. 9.1'2.197 6, 207.

106 Wjss. Beirat beim BMF {FN 2), S. 118 (al}erdings mit der
Einschränkung, daß man sich auf weniqe unterschied-
liche Hebesätze beschränkt); s. ferner den Vorschlag von
BDr/VCt (FN 79), S. 23.

107 W. Ritter in FS H. W. Kruse (FN 1), S. 476.
108 Hierzu insb. F. Scheurle, DB 1995, 543 ff. Weitere

Nachw. bei J. Lang in Tipke/Lang (FN 22), $ 9 Rz. 564
dort FN 125.

109 Hierzu J. Hey in FS H. W. Kruse (FN 1), S. 269 ff .
110 S. etwa die Stellungnahmen des Deutschen Städtetages

(S. 76 f,), des Deutschen Städte- und Gemeindebundes

(S. 94) und von J. Wielond (S.
(FN B).

111 Hierzu grundsätzlich z.B. G.
221 ff..

112 So BDI/VCI (FN 79), S. 23, die hierunter außer den ge-

werblichen Einkünften alle Einkünfte i.S. von S0 13-18

ESIG inklusive der Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung fassen und nur für die übrigen Einkünfte aus

00 19, 20 und 23 ESIG das Wohnsitzprinzip zur Anwen-

dung bringen wollen; ebenso M. Jachmann' BB 2000,

1432 (I44L)t ähnlich Karl'Bröuer-lnsl.itui (FN 60)' S 207'

LL3 J. Lang (FN 4B), S 59; Kori-Bräuer-Inst i tut (FN 60)'

s . 2 0 7 .

49) im Protokoii Nr. 136

Burmester, StuW 1993,
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Ar - r f  e ine  Auf te i lung  des  un ternehmer ischen Gewinns
in  e inen Ante i l  be t r iebss tä t tenbezogenen Unterneh-
mensgewinn und e inen Ante i l  der  Wohns i tzgemeinde
zuzuweisenden Unternehmer lohn so l l te  h ingegen aus
Praktikabi l i tätsgründen verzichtet werden. Die Be-
steuerung der Einkünfte aus Verni ietung und Ver-
pachtung so l l te  en tgegen dem Vorsch lag  von BDi  und
VCI ausschl ießl ich in cler lVohnsitzgemeinde stattf in-
clen, da die Anrvendung unterschiedl icher Hebesätze
bei mehreren Objekten eines Steuerpfl icht igen in r.rn-
terschiedl ichen Gemeinden recht aufwendlg -"väre. Die
S i tua t ion  der  Kerns täd te  gegenüber  den Umlandge-
meinden l ieße sich noch lveiter verbessern, lvenn Ar-
beitseinkünfte zrvischen Arbeitsort und Wohnsitz auf-
getei l t  wirrdenl lr ,  was jedoch zu einer I 'veiteren Kom-
pl izierung deq Lohnsteuerverfahrens führen würde.
Wie die Vertei lung im einzelnen auszutarieren ist,  muß
anhand einer konkreten Bedarfs- und Aufkomnens-
analyse ermlttelt  lverden.

2. Zusammenfassung

Damit ergäbe slch ffrr eine kommunale Einkommen-
und Körperschaftsteuer folgendes Crobkonzept:

(1.) Steuersubjekte wären natürl iche Personen und
Körperschaften.

(2.) Bemessungsgrundlage für die Anwendung des He-
besatzes  wäre  das  nach dem EStG und KStG ermi t -
te l te  zu  vers teuernde E inkommen.

(3.) Die Hebesatzgestaltung mr.rß sich an dem Finanz-
bedarf der jeweil igen Gemelnden orientieren. Das

gemeind l i che  Hebesatz rech t  i s t  ungee ignet ,  un t
Rechts fo rmuntersch iede der  s taa t l i chen Ernkor l -
men- /Körperschaf  ts teuer  auszug le ichen.

(4 .1  D ie  kommunale  E inkon ' rmensteuer  könnte  bere i ts
im Lohnsteuerverfahren abgeführt werden.

(5 . )  Das  Besteuerungsrecht  fü r  na t i i r l i che  Personen
stünde mi t  Ausnahme fü r  un ternehmer ische E in-
k t in f te  den Wohns i tzgemeinden zu ,  fü r  Unterneh-
mensgerv inne ($$  13-18 ESIG)  und d ie  Gerv lnne
von Kap i ta lgese l l schaf ten  den Bet r iebss tä t tenge-
meinden.

VII.  Ausbl ick

Es bleibt abzulvarten, ob sich cl ie GewerbesteLler ganz
im Conord'schen Sinne trotz ihrer zahlreichen Gebre-
chen a ls  a l te  S teuer  auch d iesmal  gegen a l le  Angr i f fe
w i rd  behaupten  können.  Schon je tz t  warnen Trad i t io -
na l i s ten  vor  Exper imenten l15 .  Se lbs t  d ie  au f  das  Konto
der  Gewerbes teuer  gehende Kompl iz ie r the i t  und ih re
f iskal ische Unzulänglichkeit scheint nicht auszurei-
chen, die Furcht vor dem Neuen zu überwinden. Wenn
aber bereits die Abschaffung der Gewerbesteuer und
Ersetzung durch eine kommunale Einkommen- und
Körperschaftsteuer als gefährl lches Experiment ange-
sehen lvird, so fragt man sich, was aus der Gemernde-
f inanzreform werden sol l ,  wenn erst bervul] t  lv ird, daß
sich die Reformbemühungen nicht auf die Geu'erbe-
s teuer  beschränken können,  sondern  unweigerhch in
eine erneute Reform der Unternehmensbesteuerung
münden müssen.

114 Für e ine häl f t ige Aufte i lung zrv ischen Wohnsi tzge-
meinde und Arbei tsortgemeinde M. Broer,  DSIZ 2001,

622 (624\.
11.5 J. Wieland, Protokol l  Nr. 136 (FN B), S. 4B f.
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